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TOP 9:

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Einfuhr von Kulturgütern 

COM(2017) 375 final 

Drucksache: 562/17

Die Kommission hat am 13. Juli 2017 den Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Einfuhr von Kulturgütern 
vorgestellt. Dieser ist ein Teil der Europäischen Sicherheitsagenda 2015 und des 
Aktionsplans 2016 für ein intensiveres Vorgehen gegen Terrorismusfinanzierung. 
Durch diese Verordnung soll der illegale Handel mit Kulturgütern eingeschränkt 
werden, um das kulturelle Erbe und insbesondere archäologische Objekte in von 
bewaffneten Konflikten betroffenen Ursprungsländern zu schützen und die 
Finanzierung des Terrorismus zu bekämpfen. Ziel ist es weiterhin, die rechtswidrige 
Einfuhr von Kulturgütern aus einem Drittstaat und die Lagerung dieser Güter in der 
EU zu verhindern.

Zu diesem Zweck werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

− eine gemeinsame Definition von Kulturgütern, unter anderem ein Mindestalter 
von 250 Jahren und ein Objektidentifizierungsstandard mit Hilfe eines Standard-
dokuments; 

− Erhöhung der Sorgfalt der Einführenden beim Erwerb von Kulturgütern aus 
Drittländern; 

− Standardisierte Angaben für die Bescheinigung der Rechtmäßigkeit der Güter 
mittels einer Einfuhrlizenz oder einer Erklärung durch die Einführenden; 

− EU-Einführungsgenehmigung für Kulturgüter aus seltenen Manuskripten und 
Inkunabeln, Teile von Denkmälern oder archäologischen Stätten und Ergebnisse 
archäologischer Ausgrabungen; 

− Erklärung der Einführenden für alle weiteren Kategorien der Kulturgüter; 

− Maßnahmen zur Abschreckung gegen illegalen Handel; 

− Förderung der aktiven Einbeziehung von Interessengruppen bei Maßnahmen 
zum Schutz des kulturellen Erbes.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 562/1/17 ersichtlich.




